
Weserkurier, 30.11.2018 

 

Kostas Koufogiorgos

Die wahre Schuld 
des Westens

U
m die Lage im Ukraine-Kon-
flikt zu klären, muss man 
einfache Fragen stellen. Kön-
nen zwei Patrouillenboote 
und ein Marine-Schlepper mit 

insgesamt 24 Mann Besatzung eine Bedro-
hung für Russland sein? Sprechen wir vom 
Ukraine-Konflikt, weil er seit nahezu fünf 
Jahren ausschließlich auf ukrainischem 
Territorium ausgetragen wird? Ist die Uk-
raine damit eher Angreiferin oder Ange-
griffene?

Die Antworten sind offenbar vielen ver-
antwortlichen Politikern im Westen unan-
genehm. Weil sie klar und eindeutig sind 
und ebenso klare und eindeutige Bekennt-
nisse und Handlungen nahelegen. Also 
stellt man lieber Fragen, welche die Situa-
tion wieder diffuser machen. Nutzt der 
Zwischenfall in der Meerenge von Kertsch 
womöglich dem ukrainischen Präsidenten 
Petro Poroschenko? Der will ja im März 
wiedergewählt werden, hat aber derzeit 
nur sehr bescheidene Umfragewerte. Hat 
Moskau überhaupt ein Interesse an einer  
Eskalation des Ukraine-Konflikts? Und 
war es nötig, dass in der Ukraine ausge-
rechnet jetzt das Kriegsrecht verhängt 
wird?

Wer so fragt, unterstellt Poroschenko 
besondere Skrupellosigkeit, Russlands 
Präsident Wladimir Putin hingegen die 
Einsicht, dass Ruhe und Frieden besser 
sind als alle Großmacht-Ziele. Gegen die 
erste Annahme spricht, dass Poroschenko 
vor allem deshalb so unpopulär ist, weil es 
mit der Ukraine wirtschaftlich nicht voran-
geht. Dem früheren Unternehmer wird 
klar sein, dass alles, was die Misere noch 

verschärft, auch ihm schadet. Gegen die 
zweite Annahme spricht, dass Putin seit 
Jahren die Destabilisierung der Ukraine 
verfolgt – politisch, militärisch, wirtschaft-
lich. Sie soll wieder werden, was sie schon 
zu Zaren-Zeiten war: eine riesige Provinz, 
Kornkammer und Erzgrube Russlands.

Und so lügt der Kreml-Chef jetzt ver-
blüffend dreist: Die Meerenge von Kertsch 
hätte schon immer zu Russland gehört, die 
drei ukrainischen Schiffchen hätten also 
eine russische Seegrenze verletzt – als 
hätte Putin nicht höchstpersönlich 2004 
mit dem damaligen ukrainischen Präsiden-
ten Leonid Kutschma ein Abkommen 

unterzeichnet, welches das gesamte Asow-
sche Meer als gemeinsames Gewässer 
ohne Staatsgrenzen definiert.

Wie lässt sich die russische Politik ge-
waltsamer Grenzverschiebungen in 
Europa also aufhalten? Alle bisherigen 
Versuche – wirtschaftlich-technologische 
Zusammenarbeit, strategische Partner-
schaft – blieben fruchtlos. Appeasement, 
also die demütige Hinnahme der vom 
Kreml geschaffenen Fakten, ist erst recht 
nicht erfolgversprechend, auch wenn ei-
nige namhafte Sozialdemokraten das nicht 
wahrhaben wollen. Ebenso manche Politi-
ker aus der ganz linken oder ganz rechten 
Ecke. Interessanter ist ohnehin das Spekt-
rum der Realpolitiker. Von Grünen-Chefin 
Annalena Baerbock bis zum CDU-Außen-
politiker Jürgen Hardt ertönt der Ruf nach 
verschärften Wirtschaftssanktionen – völ-

lig zu Recht. Wenn jetzt an der Ost-
see-Pipeline Nordstream 2 weitergebaut 
würde, wäre das nur eine Ermutigung Pu-
tins: Der prinzipienlose Westen hat die 
Ukraine aufgegeben und als Russlands 
Hinterhof akzeptiert. Stellt man die Arbei-
ten hingegen ein, trifft Putin genau das, 
was er seit Jahren auf die Ukraine ausübt: 
harter wirtschaftlicher Druck. Aber er 
hätte die Wahl, das eine wie das andere 
abzustellen.

Den Zwischenfall von Kertsch hätte es 
nie gegeben, wenn die Ukraine Mitglied 
der Nato – oder wenigstens der EU – wäre. 
Putins Militärs hätten es bei den üblichen 
Spielchen belassen, die man schon satt-
sam aus der Ostsee kennt: Da wird eben 
mal im riskanten Tiefstflug mit Kampfjets 
über eine Nato-Fregatte hinweggedonnert. 
Dabei bleibt es dann aber auch – kein 
Schuss fällt, kein Schiff wird gerammt, 
niemand wird verwundet oder gefangen 
genommen.

Diese Einsicht müssten die westlichen 
Staatenlenker eigentlich seit zehn Jahren 
haben, seit dem Einmarsch russischer 
Truppen in Georgien. Aber auf diesen nun 
„eingefroren“ Krieg folgte seitens des Wes-
tens – Rückzug. Kanzlerin Merkel erklärte 
eine Nato-Mitgliedschaft Georgiens für 
indiskutabel. Putin wiederum nahm dies 
als Einladung, den Druck auf die ihm viel 
wichtigere Ukraine zu erhöhen und 
schließlich nach den Maidan-Unruhen die 
Krim zu annektieren – zum „Schutz russi-
scher Bürger“ eben dort.

Damals wie heute wird mit derselben 
Kreml-Dialektik jede Aggression gerecht-
fertigt: Immer haben die Angegriffenen 
„provoziert“, Russland ist eigentlich das 
Opfer. Es wird höchste Zeit, den wahren 
Opfern und potenziellen weiteren beizu-
stehen – am besten, indem man sie in die 
bestehenden Bündnisse integriert.

Joerg Helge Wagner 
über den Ukraine-Konflikt

joerg-helge.wagner@weser-kurier.de

Putin verfolgt seit Jahren 
die Destabilisierung 

der Republik.

Die Möglichkeiten der gesellschaftlichen Teilhabe vergrößern

F eministische Frauen- und Geschlech-
terforschung (Gender Studies) gibt es 
seit etwa 50 Jahren. Zugleich aber sind 

Gender Studies noch nicht vollständig insti-
tutionalisiert und es wird ihnen mancher-
orts mit Skepsis begegnet. Das ist bei einem 
neuen wissenschaftlichen Gebiet nicht 
außergewöhnlich. Noch zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts wurden die Ingenieurswissen-
schaften mit dem Vorwurf konfrontiert, zu 
technisch zu sein, um an einer Universität 
gelehrt zu werden. Den Gender Studies wird 
vorgeworfen, sie seien zu politisch.

Als sich die historische Forschung im 19. 
Jahrhundert zu einer wissenschaftlichen 

Disziplin entwickelte, wollten die Gründer-
väter Frauen aus der Geschichtswissen-
schaft ausschließen. Sie seien im Gegensatz 
zu Männern nicht dazu in der Lage, die 
Emotionen, die man für die historische For-
schung durchaus benötigte, zu meistern. 
Diese Fähigkeit wurde den Männern, als 
einzig wahren Geschichtswissenschaftlern, 
vorbehalten. Heute würde sicher niemand 
mehr bestreiten, dass eben dieses Ansinnen 
ein politisches war.

Ebenso wie die Geschichtswissenschaft 
haben sich auch andere wissenschaftliche 
Felder zu männlichen entwickelt. Dies 
zeigte sich nicht nur darin, dass ausschließ-
lich Männer sie betrieben. Das Wissen selbst 
hat sich entsprechend entwickelt. Als Bei-
spiel dient hier die erst im ausgehenden 18. 
Jahrhundert entstandene Sonderanthropo-
logie des Weiblichen, die Frauen auf der 

Grundlage ihrer Fortpflanzungsorgane an-
dere Eigenschaften zuschrieb als Männern, 
nämlich emotionalere und irrationalere 
Eigenschaften. Dadurch wurden Frauen 
vom Wahlrecht, von höherer Bildung und 
ökonomischer Eigenständigkeit ausge-
schlossen. Auch der biologistische Antise-
mitismus wurde in dieser Zeit erfunden. Die 
Wissenschaften haben also dazu beigetra-
gen, soziale Unterschiede zu begründen.

Dieses „Wissen“ ist heute längst wider-
legt, es klingt aber nach, in den Wissen-
schaften ebenso wie im Alltagswissen. Die 
Gender Studies tragen dazu bei, dass diese 
Politiken des Wissens transparent wurden. 
Sie befassen sich aber auch mit den gesell-
schaftlichen Auswirkungen sozialer Un-
gleichheit, wie Einkommensunterschieden, 
Armut, Gewalt und im Bereich technischer 
Entwicklungen. In diesem Sinne arbeiten 

die Gender Studies daran, Wissen zu produ-
zieren, welches Diskriminierungen aufdeckt 
und die Möglichkeiten gesellschaftlicher 
Teilhabe vergrößert. Es ist also Wissen, dass 
dazu beiträgt, dass sich Demokratien weiter 
entwickeln. Politisch sein bedeutet hier, die 
politische Relevanz aller wissenschaftlicher 
Erkenntnis anzuerkennen.

Sabine Grenz 
über Gender-Forschung

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben  
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Unsere Gastautorin
ist Professorin für Gender 
Studies an der Universität 
Wien. Ihre Forschungs-
schwerpunkte sind u.a. 
Gender und Sexualitäten, 
qualitativ-empirische Me-
thodologien und Diversität.

Hamburger Abendblatt

Frankfurter Allgemeine Zeitung

Handelsblatt

über den UN-Migrationspakt: „Das Miss-
trauen, das dem Pakt entgegengebracht wird, 
bezieht sich auf ideologische Verdachtsmo-
mente, also auf den sprichwörtlichen Pud-
ding, der an die Wand genagelt werden muss. 
Dass Migration durchweg Gutes bewirkt, wie 
es in der Präambel heißt, entspräche eher der 
Wirklichkeit, wenn die „reguläre“ gemeint 
wäre. Warum steht ausgerechnet an dieser 
Stelle kein Klartext? Das nährt jedoch den 
zweiten Verdacht, hier werde der Versuch 
unternommen, einen Trippelschritt weiter in 
Richtung Menschenrecht auf Einwanderung 
(vulgo: Bleiberecht für alle) zu kommen. Das 
würde für Deutschland vielleicht einen wei-
teren Zacken in der Krone moralischer Auto-
rität bedeuten. Sicher aber nicht mehr Ak-
zeptanz und Solidarität in Sachen Migra-
tionspolitik.“

über die Deutsche Bank: „Die Deutsche Bank 
zahlt einen hohen Preis für die Sünden der 
Vergangenheit: Eine Mischung aus Hybris, 
Gier und Charakterschwäche hat das Haus, 
das vor 20 Jahren noch die größte Bank der 
Welt war, kurz und klein geschlagen. Und 
auch das gehört zur Wahrheit: Der wohl 
größte Zerstörer war Josef Ackermann, der die 
Bank von 2002 bis 2012 führte. Der heutige 
Vorstandschef Christian Sewing ist um seinen 
Job nicht zu beneiden. Er muss die Trümmer 
forträumen, die ihm seine Vorgänger hinter-
lassen haben: Sie haben nicht nur die Bilanz, 
sondern auch den Ruf ruiniert.“

über den Klimagipfel: „Bislang ist nur eines 
sicher: Die bisherigen Zusagen reichen nicht 
aus, um den Temperaturanstieg signifikant zu 
stoppen. Die Emissionen sind weltweit zuletzt 
sogar wieder gestiegen – die Welt ist auf Drei-
Grad-Kurs. Die angestrebten 1,5 Grad sind nur 
einzuhalten, wenn bis zur Mitte des Jahrhun-
derts die Gesellschaft weitgehend treibhaus-
gasneutral agiert, also keine fossilen Energien 
mehr verfeuert werden. Viel Zeit, eine wirkli-
che Wende herbeizuführen, bleibt da nicht 
mehr.“

Auf gutem Weg

D ie Arbeitslosenquote in Bremen liegt 
aktuell mit 8,9 Prozent laut Arbeits-
agentur so niedrig wie zuletzt 1992. 

Dass das immer noch keine bayerischen 
Verhältnisse sind, wo in manchen Ecken im 
Süden die Arbeitslosenzahlen einer Vollbe-
schäftigung gleichkommen, ist klar. Der 
Chef der Bremer Arbeitsagentur nannte bei 
der Präsentation der aktuellen Zahlen auch 
Hamburgs Arbeitslosenquote, die im No-
vember bei 6,0 Prozent liegt. „Das ist das 
Ziel, da wollen wir hin.“ Daher will die 
Arbeitsagentur mit all ihren Mitteln, die ihr 
zur Verfügung stehen, auch möglichst viele 
Langzeitarbeitslose in einen Job bringen.

Bei den Geflüchteten ist die Zahl derer 
mit Job auch auf einem guten Weg. Manche 
Handwerksbetriebe fragen bei der Arbeits-
agentur bereits nach weiteren Geflüchteten, 
weil sie so positive Erfahrungen gemacht 
haben und die Menschen fern ihrer Heimat 
als hoch motiviert erleben. Was dem Chef 
der Bremer Arbeitsagentur am Donnerstag 
wichtig war, zu betonen: Die Fördermöglich-
keiten der Arbeitsagentur stehen allen Kun-
den zur Verfügung – egal ob sie Geflüchtete 
sind oder aus Deutschland kommen. Und 
daran sollte keiner zweifeln. Bericht Seite 17

florian.schwiegershausen@weser-kurier.de

Florian Schwiegershausen 
über den Arbeitsmarkt

Bitter nötig

D ie Parallelen der Bildungspolitik und 
der Digitalisierung könnten komisch 
wirken, wären sie nicht so tragisch. 

In beidem hinkt Deutschland den meisten 
europäischen Staaten hinterher. Fatal, ist 
doch gerade deren Kombination entschei-
dend: Um Kinder und Jugendliche gut für 
die Zukunft zu rüsten, braucht es im digita-
len Zeitalter mehr als Kreide, Tafeln und 
Hausaufgabenhefte. Und obwohl Bildung 
Ländersache ist: Die richtige Ausbildung der 
nächsten Generation muss ein bundespoliti-
sches Ziel sein.

Deshalb war es bitter nötig, dass der Bun-
destag mit seiner Grundgesetzesänderung 
nun endlich den lang ersehnten Digitalpakt 
auf den Weg bringt. Es war bitter nötig, dass 
zugunsten guter Ausrüstung für die Schulen 
der Föderalismus übergangen wurde. Es war 
bitter nötig, dass fünf Milliarden Euro für 
Computer, Tablets und Whiteboards auf den 
Weg dorthin gebracht werden, wo sie ge-
braucht werden. Mit der Entscheidung wird 
keineswegs die Hoheitsgewalt der einzelnen 
Bundesländer übergangen; die Länder wer-
den vielmehr endlich so ausgerüstet, dass 
sie ihrer Verantwortung auch gerecht wer-
den können. Bericht Seite 7

lisa-maria.roehling@weser-kurier.de

Lisa-Maria Röhling 
über den Digitalpakt
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